Vorbehalt der Nachprüfung in Steuerbescheiden


Überblick

Grundsätzlich sind Steuerbescheide nach Ablauf der Einspruchsfrist (1 Monat nach Bekanntgabe des Bescheids) nur noch unter bestimmten Voraussetzungen änderbar. Die Finanzverwaltung kann dies unterbinden, indem sie den Steuerbescheid unter „dem Vorbehalt der Nachprüfung nach § 164 AO“ erlässt. In diesem Fall ist, soweit die Festsetzungsfrist noch nicht abgelaufen ist, der Steuerfall insgesamt jederzeit änderbar. Dies gilt im Übrigen auch zugunsten des Steuerpflichtigen, der jederzeit einen Antrag auf Änderung eines Steuerbescheids, der unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht, stellen kann.

Voraussetzungen

Ein Steuerbescheid kann unter dem Vorbehalt der Nachprüfung erlassen werden, solange der Steuerfall „nicht abschließend geprüft ist“. Weitere Voraussetzungen gibt es nicht. „Abschließend geprüft“ ist in diesem Zusammenhang kein formeller Begriff. Solange man seitens der Finanzverwaltung davon ausgeht, dass eine (weitere) Prüfung erforderlich sein könnte, ist der Fall nicht abschließend geprüft. Einer Begründung bedarf es nicht. Ob später tatsächlich eine weitere Prüfung (z.B. steuerliche Außenprüfung) stattfindet, ist damit allerdings auch nicht zwingend gesagt.

Das Finanzamt hat nach pflichtgemäßen Ermessen (§ 5 AO) zu entscheiden, ob und in welchen Fällen der Vorbehalt der Nachprüfung zur Anwendung kommt. Einen grundsätzlichen Anspruch seitens des Steuerpflichtigen auf einen Vorbehaltsvermerk im Steuerbescheid oder dessen Unterlassung gibt es nicht. 

Wirkung

Durch den Vorbehalt der Nachprüfung ist der gesamte Steuerfall im Rahmen der Festsetzungsfrist „offen“. Eine Änderung ist jederzeit uneingeschränkt möglich. Dies gilt für beide Seiten, d.h. sowohl für das Finanzamt als auch auf Antrag für den Steuerpflichtigen (§ 164 Abs. 2 AO).

Hat der Steuerpflichtige z.B. vergessen, im Rahmen der Einkommensteuererklärung Spenden oder Werbungskosten anzugeben, so kann er diese mittels eines Antrags auf Änderung des Steuerbescheids auch noch nach Ablauf der Einspruchsfrist nachreichen.

Anwendung in der Praxis

Die Finanzämter sind grundsätzlich angehalten, die Steuerveranlagung abschließend zu prüfen und die Steuerbescheide nicht unter den Vorbehalt der Nachprüfung zu setzen. In einigen Fällen ist dies jedoch auch zwingend erforderlich.

Großbetriebe unterliegen einer regelmäßigen Betriebsprüfung, bei der der Prüfungszeitraum an den vorhergehenden Prüfungszeitraum anschließen soll. Diese Steuerfälle werden programmgesteuert unter dem Vorbehalt der Nachprüfung veranlagt. Gleiches gilt für Betriebe jeder Größenklasse, die zu einem Konzern gehören, für die eine Konzernnummer vergeben und diese durch die Betriebsprüfung maschinell erfasst wurde.

Bei Mittel- und Kleinbetrieben wird innerhalb des Finanzamtes festgelegt, ob ein Betrieb zu prüfen ist und dementsprechend ggf. der Steuerbescheid unter Vorbehalt der Nachprüfung gestellt.

Weitere Anwendungsfälle für einen Vorbehalt der Nachprüfung sind z.B. Steuerbescheide, in denen Besteuerungstatbestände bereits berücksichtigt wurden, entsprechende Nachweise allerdings noch nicht vorgelegt worden sind (z.B. Steuerbescheinigungen, Spendenbescheinigungen).

Werden Besteuerungsgrundlagen geschätzt, weil der Steuerpflichtige seiner Erklärungspflicht nicht nachkommt, wird der geschätzte Steuerbescheid in der Regel unter Vorbehalt der Nachprüfung erlassen. Geschieht dies nicht, und der Steuerpflichtige legt keinen Einspruch dagegen ein, kann er keine Änderung mehr verlangen, soweit diese zu einer niedrigeren Steuer führen würde. Da ihm in der Regel grobes Verschulden wegen der Nichtabgabe der Steuererklärungen vorgeworfen werden kann, ist der Steuerbescheid auch nicht wegen neuer Tatsachen zu ändern.

Aufhebung des Vorbehalts der Nachprüfung

Der Vorbehalt der Nachprüfung kann von der Finanzverwaltung jederzeit aufgehoben werden. Einer Begründung bedarf es nicht. Mit der Aufhebung des Vorbehalts beginnt aber die einmonatige Einspruchsfrist. Das bedeutet, dass der Steuerpflichtige wie beim Erlass eines Steuerbescheids ohne Vorbehalt der Nachprüfung noch einen Monat die Gelegenheit hat, Einspruch gegen den Steuerbescheid einzulegen.

Nach Durchführung einer Außenprüfung ist der Vorbehalt der Nachprüfung aufzuheben.

Der Vorbehalt der Nachprüfung entfällt automatisch, wenn die Festsetzungsfrist abgelaufen ist.

Steueranmeldungen

Steueranmeldungen (z.B. Umsatzsteuer-Voranmeldungen und -Jahreserklärungen, Lohnsteuer-Anmeldungen) stehen kraft Gesetzes Festsetzungen unter dem Vorbehalt der Nachprüfung gleich (§ 168 AO).

HINWEIS:

Dieses Dokument dient lediglich der Verschaffung eines groben Überblicks über das dargestellte Thema. Es kann eine einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen.

Wichtige Rechtsquellen:

§§ 164, 168  AO
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